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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Leistung von Zuschüssen an die 
Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und Straßenbahnen sowie über die 
Versicherungspflicht ihrer Mitglieder in der Sozialversicherung 

- Drucksache 1124 - 

mit den Beschlüssen des Haushaltsausschusses 
(18. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über die Leistung von 
Zuschüssen an die Pensionskasse Deutscher 
Eisenbahnen und Straßenbahnen sowie über 
die Versicherungspflicht ihrer Mitglieder in 
der Sozialversicherung 

Der Bundestag hat idas folgende Gesetz 
beschlossen: 
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Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung der 
Pensionskasse Deutscher Eisenbahnen und 
Straßenbahnen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ vor 1 

(1) Die Pensionskasse Deutscher Eisen- 
bahnen und Straßenbahnen ist eine bundes- 
unmittelbare Körperschaft des öffentlichen 
Rechts. Sie hat ihren Sitz in Köln. Die Be- 
fugnis ihres zuständigen Organs, mit Geneh- 
migung der Aufsichtsbehörde einen anderen 
Sitz zu bestimmen, bleibt unberührt. 

(2) Die Aufsicht über die Pensionskasse 
führt der Bundesminister der Finanzen. Sie 
erstreckt sich insbesondere darauf, daß die 
Vorschriften von Gesetz und Satzung be- 
achtet werden. Die Aufsichtsbehörde ist be- 
rechtigt, für die Pensionskasse rechtsverbind- 
liche Willenserklärungen abzugeben, wenn 
die zuständigen Organe verhindert sind oder 
sich weigern, ihren gesetzlichen oder sat- 
zungsmäßigen Verpflichtungen nachzukom- 



Entwurf 


§ 1 

(1) Soweit die nach dem 30. Juni 1948 fällig 
gewordenen oder fällig werdenden Leistun- 
gen aus solchen Versicherungsverhältnissen, 
die vor dem 1. Juli 1948 mit der Pensions- 
kasse Deutscher Eisenbahnen und Straßen- 
bahnen (Pensionskasse) begründet worden 
sind, durch das der Pensionskasse nach der 
Währungsumstellung verbliebene Vermögen, 
dessen Erträge und durch die Beiträge und 
anderen Einnahmen aus diesen Versicherungs- 
verhältnissen nicht gedeckt sind, leisten die 
Länder und der Bund die erforderlichen Zu- 
schüsse an die Pensionskasse. Die Zuschüsse 
der Länder beschränken sich auf ihre vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an die Pensions- 
kasse geleisteten Zahlungen (Absatz 5). 

(2) Vermögensteile, die nach dem 8. Mai 
1945 der Pensionskasse unentgeltlich ent- 
zogen worden oder in anderer Weise fortge- 
fallen sind, gehören bei ihrer Rückerstattung 
oder ihrem Wiederaufleben zum verbliebe- 
nen Vermögen im Sinne von Absatz 1. 

(3) Die Pensionskasse hat ihre Ansprüche 
gegen die in § 14 des Umstellungsgesetzes be- 
zeichnten Rechtsträger sowie gegen das ehe- 
malige Land Preußen und das Unternehmen 
Reichsautobahnen auf den Bund zu über- 
tragen. 

(4) Ansprüche der Pensionskasse auf Zu- 
teilung von Ausgleichsforderungen und Ren- 
tenausgleichsforderungen sind nicht entstan- 
den; sind solche Forderungen im Schuldbuch 
eingetragen, so sind sie mit Wirkung vom 
Tage der Eintragung zu löschen. 

(5) Zahlungen, die der Pensionskasse vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes als Zinsen 
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men. Im übrigen richtet sich die Aufsicht 
nach dem für öffentlichrechtliche Versiche- 
rungsanstalten außerhalb der Sozialversiche- 
rung geltenden Recht. 

(3) Der Bundesminister der Finanzen kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft allgemein oder im Einzelfalle 
Befugnisse der Versicherungsaufsicht auf das 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- 
und Bausparwesen übertragen. Das Bundes- 
aufsichtsamt hat den Zeitpunkt der Über- 
nahme sowie Art und Umfang der übertrage- 
nen Aufsichtsbefugnisse im Bundesanzeiger 
bekanntzugeben. 

§ 1 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 
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Entwurf 

auf Ausgleichsforderungen und Rentenaus- 
glaichsforderungen, aus dem Rückerwerb 
durch die Schuldner solcher Forderungen, als 
Tilgung der Sonderausgleichsforderung nach 
§ 2 der 45. Durchführungsverordnung zum 
Umstellungsgesetz sowie als vorläufige Kas- 
senhilfe der Länder und als Darlehn des Bun- 
des zugeflossen sind, verbleiben der Pensions- 
kasse und gelten als Zuschüsse nach Absatz 1 . 

(6) Die Höhe der Bundeszuschüsse setzt der 
Bundesminister der Finanzen nach Benehmen 
mit der V ersicherungsauf sichtsbehörde fest. 

§ 2 

(1) Der Bundesminiister 'der Finanzen be- 
stimmt im Benehmen mit dem Bundesrech- 
nungshof und der V ersicherungsauf sichts- 
behörde, welche Nachweise die Pensionskasse 
über die Verwendung der Zuschüsse zu er- 
bringen hat. 

(2) Satzungsänderungen der Pensionskasse, 
die nach dem 15. Juni 1954 beschlossen wer- 
den, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit auch 
der Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen, soweit sie die Leistungen oder An- 
wartschaften, die Beiträge oder sonstigen Ein- 
nahmen aus den vor dem 1. Juli 1948 be- 
gründeten Versicherungsverhältnissen be- 
rühren. 

§ 3 

(1) Für solche Beschäftigte eines an der 
Pensionskasse beteiligten Betriebes, die mit 
der Pensionskasse nach dem 30. Juni 1948 
erstmalig ein Versicherungsverhältnis begrün- 
det haben, wird die auf Grund der Bundes- 
ratsbeschlüsse vom 13. März 1913, 4. März 
1915 und 13. Januar 1916 ausgesprochene 
Versicherungsfreiheit in den Rentenversiche- 
rungen der Arbeiter und Angestellten (Schrei- 
ben des Reichsamts des Innern vom 17. März 
1913 — II. 1221 — , 22. März 1915 — 9984/14 
2. Ang. — und 9. Februar 1916 — II. 321 — 
an die Pensionskasse) mit Wirkung vom Ein- 
tritt der Versicherungsfraiheit aufgehoben. 
Soweit die in Satz 1 bezeichnete Versiche- 
rungsfreiheit auch die Versicherungsfreiheit 
in der Krankenversicherung (§14 Abs. 1 der 
Verordnung zur Durchführung der sozial- 
versicherungsrechtlichen Vorschriften der 
Zweiten Verordnung über die Vereinfachung 
des Lohnabzugs vom 15. Juni 1942 — Reichs- 
gesetzbl. I S. 403 — ) und in der Arbeits- 
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(6) Die Hohe der Bundeszuschüsse setzt der 
Bundesminister der Finanzen fest. 


§ 2 

(1) Der Bundesminister der Finanzen be- 
stimmt im Benehmen mit dem Bundesrech- 
nungshof, welche Nachweise die Pensions- 
kasse über die Verwendung der Zuschüsse zu 
erbringen hat. 

(2) entfällt 


§ 3 

(1) unverändert 
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Entwurf 

losenversicherung (§ 69 des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung) zur Folge hat, wird die Versicherungs- 
freiheit in der Krankenversicherung und in 
der Arbeitslosenversicherung mit Inkraft- 
treten dieses Gesetzes aufgehoben. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Versiche- 
rungsfall bei Inkrafttreten dieses Gesetzes be- 
reits eingetreten ist. 

(3) Die Pensionskasse hat für ihre in Ab- 
satz 1 genannten Mitglieder vom Beginn der 
Versicherung bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes Beiträge zu den gesetzlichen Renten- 
versicherungen nachzuentrichten, soweit diese 
Mitglieder während derselben Zeit nach so- 
zialversicherungsrechtlichen Vorschriften in 
einer gesetzlichen Rentenversicherung ver- 
sicherungspflichtig gewesen wären und soweit 
die Pensionskasse für sie innerhalb dieses 
Zeitraums in dem gleichen Versicherungs- 
zweig keine freiwilligen Beiträge geleistet hat. 
Die nachentrichteten sowie die für die Nach- 
entrichtung anzurechnenden freiwilligen Bei- 
träge der Pensionskasse gelten als rechtzeitig 
entrichtete Pflichtbeiträge. Bei der Nachent- 
richtung steht der Pensionskasse ein Abzugs- 
recht nach § 1432 der Reichsversicherungs- 
ordnung oder § 183 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes nicht zu. Sind von einem Mit- 
glied für die Zeit nach dem Eintritt in die 
versicherungsfreie Beschäftigung freiwillige 
Beiträge entrichtet worden, so bleiben sie bei 
der Nachentrichtung der Pflichtbeiträge durch 
die Pensionskasse für die Berechnung der 
Leistungen neben den Pflichtbeiträgen auch 
insoweit wirksam, als sie auf den gleichen 
Zeitraum entfallen. § 1270 der Reichsver- 
sicherungsordnung findet insoweit keine An- 
wendung. 


(4) Die Absätze 1 und 3 finden auch auf 
Personen Anwendung, die vor dem 1. Juli 
1948 aus der Pensionskasse ausgeschieden 
sind und bei einem erneuten Eintritt nach 
dem 30. Juni 1948 die Anwartschaft auf Lei- 
stungen aus der Kasse auf Grund des frühe- 
ren Versicherungsverhältnisses nicht wieder- 
hergestellt haben. 
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(2) unverändert 


(3) Die Pensionskasse hat für ihre in Ab 
satz 1 genannten Mitglieder vom Beginn der 
Versicherung bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes Beiträge zu den gesetzlichen Ren- 
tenversicherungen nachzuentrichten, soweit 
diese Mitglieder während derselben Zeit nach 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften 
in einer gesetzlichen Rentenversicherung ver- 
sicherungspflichtig gewesen wären und so- 
weit die Pensionskasse für sie innerhalb die- 
ses Zeitraums in dem gleichen Versicherungs- 
zweig keine freiwilligen Beiträge geleistet hat. 
Es sind jeweils die Beiträge nachzuentrichten, 
die zu zahlen gewesen wären, wenn das Mit- 
glied nicht von der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung befreit gewesen wäre. Die nach- 
entrichteten sowie die für die Nachentrich- 
tung anzurechnenden freiwilligen Beiträge 
der Pensionskasse gelten als rechtzeitig ent- 
richtete Pflichtbeiträge. Bei der Nachentrich- 
tung steht der Pensionskasse ein Abzugsrecht 
nach §§ 1432 und 1433 der Reichsversiche- 
rungsordnung oder § 183 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes nicht zu. Sind von einem 
Mitglied für die Zeit vom Beginn der Ver- 
sicherung bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes freiwillige Beiträge entrichtet worden, 
so bleiben sie bei der Nachentrichtung der 
Pflichtbeiträge durch die Pensionskasse für 
die Berechnung der Leistungen neben den 
Pflichtbeiträgen auch insoweit wirksam, als 
sie auf den gleichen Zeitraum entfallen. 
§ 1270 der Reichsversicherungsordnung fin- 
det insoweit keine Anwendung. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden auch auf 

Personen Anwendung, die vor dem 1. Juli 
1948 aus der Pensionskasse ausgeschieden 
sind und bei einem erneuten Eintritt nach 
dem 30. Juni 1948 die Anwartschaft auf Lei- 
stungen aus der Kasse auf Grund des frühe- 
ren Versicherungsverhältnisses nicht wieder- 
hergestellt haben. Der Absatz 2 steht der 
Nadientrichtung von Beiträgen für diese Per- 
sonen jedoch dann nicht entgegen, wenn die 
Nachversicherung gemäß § 1242 a der 


o 



Entwurf 


§ 4 

Auf Personen, die nach dem Inkrafttreten 
'dieses Gesetzes ein Beschäftigungsverhältnis 
bei einem an der Pensionskasse beteiligten 
Betrieb eingehen, finden die in § 3 Abs. 1 
genannten Bundesratsbeschlüsse keine An- 
wendung. 


§ 5 

Die Pensionskasse hat ihre Satzung den 
Vorschriften dieses Gesetzes anzupassen. Bis 
dahin kann die V er sicherungs auf sicbtsbehörde 
für solche Mitglieder der Pensionskasse, die 
unter § 3 Abs. 1 oder § 4 fallen, Beiträge 
und Leistungen abweichend von der bisheri- 
gen Satzung festsetzen. 

§ 6 

Die Pensionskasse unterliegt für die Dauer 
der Gewährung von Bundeszuschüssen dem 
Prüfungsrecht des Bundesrechnungshofes. Die 
Befugnisse der Behörden , die für die allge- 
meine Staatsaufsicht und die V er sicherungs- 
auf sicht zuständig sind , bleiben unberührt. 

§ 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


§ 8 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf 
seine Verkündung folgenden zweiten Monats 
in Kraft. 
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Reichsversicherungsordnung oder § 18 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes für die Zeit 
vor dem 1. Juli 1948 durchgeführt ist oder 
noch durchgeführt werden kann. 

(5) Die Pensionskasse hat die nach den Ab- 
sätzen 3 und 4 nachzuentrichtenden Beiträge 
binnen neun Monaten nach dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes an die zuständigen Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherungen abzu- 
führen. 


§ 4 


unverändert 


§ 5 

Die Pensionskasse hat ihre Satzung den 
Vorschriften dieses Gesetzes anzupassen. Bis 
dahin kann der Bundesminister der Finanzen 
für solche Mitglieder der Pensionskasse, die 
unter § 3 Abs. 1 oder § 4 fallen, Beiträge 
und Leistungen abweichend von der bisheri- 
gen Satzung festsetzen. 

§ 6 

Die Pensionskasse unterliegt für die Dauer 
der Gewährung von Bundeszuschüssen dem 
Prüfungsrecht des Bundesrechnungshofes. 


§ 7 


unverändert 


§ 8 

u n v e r ä n 
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